
d) die Darlegung der Gründe für die Über­
gabe. Es ist zu vermerken, weshalb die 
Übergabe gerechtfertigt ist;

e) Hinweise auf die Ursachen und Bedin­
gungen der Handlung. Es sind solche 
Ursachen und Bedingungen anzuführen, 
die aus den zum Zeitpunkt der Über­
gabe vorliegenden Materialien ersicht­
lich sind und die bei der Verübung des 
Vergehens unmittelbar wirksam waren. 
Hierbei handelt es sich um Hinweise 
auf Beziehungen zwischen Bewußtsein 
und Tatentschluß, die bedeutsam sind 
für die Einschätzung, ob die Handlung 
Ausdruck von Rücksichtslosigkeit oder 
Egoismus, Folge ungenügenden Pflicht­
bewußtseins oder ähnlicher Erscheinun­
gen ist. Wenn möglich sollen auch die 
Umstände dargelegt werden, die sowohl 
zu der gesellschaftswidrigen Einstellung 
des Täters führten (z. B. Mängel in der 
Erziehung im Elternhaus, in der Schule 
oder im Betrieb) als auch den Tatent­
schluß auslösten, • erleichterten oder die 
Tatausführung begünstigten (Alkohol­
genuß, Widersprüche und Konflikte, 
günstige Gelegenheit, Mängel und Feh­
ler in der staatlichen oder wirtschafts­
leitenden Tätigkeit usw.). Solche Hin­
weise sollen das gesellschaftliche Ge­
richt veranlassen und befähigen, die 
entsprechenden Maßnahmen zur Besei­
tigung der festgelegten Ursachen und 
Bedingungen (z. B. Empfehlungen ge­
mäß § 21 GGG) zu ergreifen. Die Über­
gabeentscheidung sollte auch Hinweise 
geben, wie das gesellschaftliche Gericht 
gesellschaftliche Kräfte in die Beratung 
einbeziehen kann;

f) Namen und Anschrift des Geschädigten. 
Der Antrag auf Schadenersatz ist der 
Ubergabeentscheidung beizufügen. Da­
bei soll auch auf die gesetzlichen Be­
stimmungen, die im konkreten Fall die 
Schadenersatzpflicht begründen, hinge­
wiesen werden (§§ 160 ff. AGB, § 39 
LPG-Gesetz, §§ 330 ff. ZGB). Bei fahr­
lässigem Vergehen ist in den notwendi­
gen Fällen auf die in § 261 AGB und 
§ 39 LPG-Gesetz vorgesehene Beschrän­
kung des Umfanges der Schadenersatz­
pflicht zu verweisen.
Wird dem gesellschaftlichen Gericht 
ein Antragsdelikt (§ 2 StGB) übergeben,

muß die Übergabeentscheidung auch 
eine Erklärung darüber enthalten, ob 
die Sache auf Grund eines vom Ge­
schädigten rechtzeitig gestellten Straf­
antrages oder wegen Bejahung des öf­
fentlichen Interesses verfolgt wird. Ha­
ben Untersuchungsorgan oder Staatsan-. 
wait das öffentliche Interesse bejaht, 
muß das gesellschaftliche Gericht dar­
auf hingewiesen werden, daß es über 
das Vergehen auch dann zu beraten 
und zu entscheiden hat, wenn der Ge­
schädigte den Strafantrag zurücknimmt. 
Da es sich meist um überschaubare 

Sachverhalte handelt und die Beweisfüh­
rung keinerlei Schwierigkeiten bereitet, 
läßt das Gesetz die Übergabe auch ohne 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens zu. 
Voraussetzung für die Übergabe ohne Er­
mittlungsverfahren ist, daß bei der Prü­
fung der Anzeige bzw. der Mitteilung über 
das Vergehen die für eine Übergabe er­
forderlichen Fakten festgestellt werden.

Das gesellschaftliche Gericht hat das 
Recht, Einspruch gegen die Übergabe ein­
zulegen, wenn Voraussetzungen für eine 
Übergabe nicht vorliegen. Das kann zutref­
fen, wenn nach seiner Auffassung
— die Handlung kein Vergehen, sondern 

ein Verbrechen ist
— das Vergehen erheblich gesellschafts­

widrig ist
— eine wirksame erzieherische Einwir­

kung durch das gesellschaftliche Ge­
richt nicht zu erwarten ist

— die Sache nicht genügend aufgeklärt 
wurde

— der Beschuldigte die Straftat nicht zu­
gegeben hat oder seine Aussagen vor 
dem gesellschaftlichen Gericht wider­
ruft.
Einspruch kann ebenfalls eingelegt wer­

den, wenn die Sache sich aus anderen 
Gründen nicht zur Beratung vor dem ge­
sellschaftlichen Gericht eignet, z. B. wenn
— die Konflikt- oder Schiedskommission 

zu der Schlußfolgerung gelangt, daß 
das Vergehen wirksamer durch ein an­
deres gesellschaftliches Gericht beraten 
und entschieden werden könnte,

— der beschuldigte Bürger zum Zeitpunkt 
der Übergabe nicht mehr im Wirkungs­
bereich des betreffenden gesellschaft­
lichen Gerichts arbeitet oder wohnt,
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